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Die vorbezeichnete Kleine Anfrage beantworte ich 
im Benehmen mit dem Herrn Bundesminister der 
Finanzen sowie dem Herrn Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wie folgt: 

Zu 10. 

a) Die bisherigen Erfahrungen 

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß die Ziele 
des Gesetzes über eine Altershilfe für Landwirte in 
weitem Umfange erreicht werden. Die soziale Lage 
der Altenteiler hat sich durch die Gewährung des 
Altersgeldes erheblich verbessert, weil sie in zahl- 
reichen Fällen erstmalig seit der Übergabe oder 
Entäußerung des Betriebes über Bargeld verfügen. 
Die Ansatzpunkte für Spannungen in der bäuer- 
lichen Familie sind dadurch vermindert worden. 
Gleichzeitig ist die Bereitschaft zur Übergabe, Ent- 
äußerung oder Verpachtung der Betriebe gewach- 
sen und damit die Rationalisierung der Betriebe, 
die leichter von jüngeren Landwirten in Angriff 
genommen wird, gefördert worden. Berichte der 
Alterskassen lassen erkennen, daß die Zahl die 
Abschlüsse von Übergabe- und Pachtverträgen 
gegenüber der Zeit vor Inkrafttreten des Gesetzes 
im Ansteigen begriffen ist. Um den Umfang der 
agrarpolitischen Auswirkungen des Gesetzes er- 
kennen zu können, ist eine Untersuchung eingelei- 
tet, deren Ergebnisse etwa Ende August vorliegen 
werden. 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt lassen sich endgültige 
Aussagen über die Auswirkungen des Gesetzes 


noch nicht machen, weil sowohl die Erfassung der 
Beitragspflichtigen wie auch die Bearbeitung der 
Anträge auf Altersgeld noch nicht abgeschlossen 
ist. Es muß damit gerechnet werden, daß sich diese 
Arbeiten noch bis ins nächste Jahr hinziehen wer- 
den. In diesem Zusammenhang sind die verwal- 
tungsmäßigen Schwierigkeiten zu erwähnen, denen 
sich die landwirtschaftlichen Alterskassen gegen- 
übersehen. Insbesondere war die Verwaltung der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften, auf die 
sich die Alterskassen organisatorisch und personell 
stützen, in der gleichen Zeit durch die Durchführung 
des Gesetzes zur vorläufigen Neuregelung von 
Geldleistungen in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung vom 27. Juli 1957 aufs äußerste angespannt. 
Es verdient Anerkennung, daß die mit dem neuen 
Gesetz verbundenen Aufgaben dennoch weitgehend 
erfüllt werden konnten. So ist bereits der größte 
Teil der Beitragspflichtigen erfaßt und von den ein- 
gegangenen Anträgen auf Altersgeld sind mehr als 
die Hälfte bearbeitet worden. 

h) Die Entwicklung der Zahl der Anträge 

Bis zum 30. Juni dieses Jahres waren 331 069 An- 
träge auf Altersgeld bei den Alterskassen eingegan- 
gen. Hiervon waren am gleichen Tage 181 556 
(= 55 V. H.) Anträge bearbeitet; 169 597 wurden 
bewilligt und 11 959 abgelehnt. Die Ablehnungen 
betragen 7,1 v. H. der Bewilligungen. Der Gesamt- 
verband der landwirtschaftlichen Alterskassen rech- 
net bis Ende August mit einem Eingang von weite- 
ren 13 565 Anträgen. Von den zur Zeit noch nicht 
bearbeiteten Anträgen wird voraussichtlich ein 


Druck: Budidrudcerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 35 51 



Drucksache 528 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


höherer Anteil abgelehnt werden als bisher, weil 
in der Praxis der Alterskassen zweifelhafte und 
unklare Fälle vielfach zurückgestellt wurden, um 
zunächst die glatten Fälle schnell abwickeln zu kön- 
nen. Immerhin rechnet der Gesamtverband der 
Alterskassen damit, daß endgültig ständig mehr als 
300 000 Altersgeldberechtigte vorhanden sein wer- 
den. Diese Zahl ist erheblich höher, als vor der Be- 
ratung des Gesetzes angenommen worden war. Als 
Ursachen für diese Abweichung kommen in Be- 
tracht: 

aa) Durch die Änderung des § 25 Abs. 3 des Ge- 
setzes während der Ausschußberatungen wurde 
auch allen ehemaligen Unternehmern, die be- 
reits eine Rente aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen oder der Altersversorgung für 
das deutsche Handwerk oder Versorgungs- 
bezüge nach beamtenrechtlichen Grundsätzen 
beziehen, die Altersgeldberechtigung zuer- 
kannt. Hierdurch dürfte sich die Zahl der Be- 
rechtigten um etwa bü bis erhöht haben, 
ohne daß der Kreis der Beitragspflichtigen ent- 
sprechend erweitert worden wäre. 

bb) Die Auswirkungen des Gesetzes auf die Zahl 
der Hofübergaben ist allem Anschein nach 
größer, als ursprünglich angenommen werden 
konnte. Diese durchaus erwünschte agrar- 
politische Auswirkung kann erst zahlenmäßig 
beurteilt werden, wenn die bereits erwähnte 
Sondererhebung abgeschlossen ist. 

cc) Bei der Beratung des Gesetzes war die Zahl 
derjenigen Anspruchsberechtigten nicht be- 
kannt, die außerhalb landwirtschaftlicher Be- 
triebe oder in solchen Betrieben leben, die ge- 
genwärtig nicht mehr hauptberuflich bewirt- 
schaftet werden. Diese Zahl ist offensichtlich 
größer, als ursprünglich angenommen wer- 
den konnte. 

c' Die Entwicklung der Zahl der Beitragspflichtigen 

Im Juli 1956 wurden im Bundesgebiet von der Sta- 
tistik 1,126 Mio Betriebsinhaber ausgewiesen, die 
ihr Einkommen überwiegend aus dem landwirt- 
schaftlichen Betrieb beziehen und die den ganzen 
Monat über voll in ihrem Betrieb beschäftigt wa- 
ren. Bei der Beratung des Gesetzes wurde unter- 
stellt, daß diese Betriebe eine dauerhafte Existenz- 
grundlage bilden. Im Hinblick auf mögliche Bei- 
tragsbefreiungen wurde mit 1,093 Mio Beitrags- 
pflichtigen gerechnet. Neueste Unterlagen lassen 
erkennen, daß die Zahl der voll in ihrem Betrieb 
beschäftigten landwirtschaftlichen Unternehmer im 
Januar 1958 auf 1,061 Mio zurückgegangen war. 
Hiervon waren am 28. Februar 1958 844 000 von den 
Alterskassen erfaßt. 

Zur Zeit kann noch nicht befriedigend erklärt wer- 
den, warum die Zahl der erfaßten hauptberuflichen 


landwirtschaftlichen Unternehmer hinter der Zahl 
zurückbleibt, die von der Statistik als voll im Be- 
trieb beschäftigt ausgewiesen wird. Dies dürfte auf 
verschiedenen Ursachen beruhen. So sind z. B. bei 
der ersten Erfassungsaktion in der Hauptsache nur 
die Betriebe herangezogen worden, deren Einheits- 
wert über dem von den Alterskassen gemäß § 1 
Abs. 4 festgestellten Einheitswert liegt. Dieser 
Mindesteinheitswert mußte so festgesetzt werden, 
daß jeder darüberliegende Betrieb zweifelsfrei 
eine dauerhafte Existenzgrundlage bildet. Die außer- 
dem noch vorhandenen hauptberuflichen Inhaber 
von Betrieben mit einem geringeren Einheitswert 
sollten von den Gemeindebehörden benannt wer- 
den. Dieses Verfahren hat bisher nicht zum vollen 
Erfolg geführt. Bereits frühzeitig sind deshalb im 
Zusammenwirken mit dem Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und dem 
Gesamtverband der landwirtschaftlichen Alterskas- 
sen Maßnahmen eingeleitet worden, um den bei- 
tragspflichtigen Personenkreis vollständiger zu er- 
fassen. Eine danach zur Zeit noch laufende weitere 
Erfassungsaktion wird zu einer Erhöhung der Zahl 
der erfaßten beitragspflichtigen Unternehmer füh- 
ren. 

Der Gesamtverband rechnet damit, daß endgültig 
894 000 beitragspflichtige landwirtschaftliche Unter- 
nehmer vorhanden sein werden. Die Differenz zur 
statistisch ausgewiesenen Zahl von 1,061 Mio 
Unternehmern, die den ganzen Monat voll in ihrem 
Betrieb beschäftigt sind, erscheint bedenklich groß. 
Sie kann zum Teil darauf beruhen, daß landwirt- 
schaftliche Betriebe keine dauerhafte Existenz- 
grundlage bilden, obwohl deren Inhaber den über- 
wiegenden Teil ihres Erwerbseinkommens daraus 
beziehen und voll in diesen Betrieben beschäftigt 
sind. Wenn man dies in Rechnung stellt und weiter 
die verschiedenen Beitragsbefreiungsmöglichkeiten 
berücksichtigt, müssen dennoch alle Anstrengungen 
unternommen werden, etwa 1 Mio Beitragspflichtige 
zu erfassen. Der starke Eingang der Anträge auf 
Altersgeld in Verbindung mit den Schwierigkeiten 
bei der Erfassung des beitragspflichtigen Personen- 
kreises führen dazu, daß bei dem gegenwärtigen 
Entwicklungsstand auf 1 Altersgeldberechtigten nur 
2,8 Beitragszahler kommen. Vergleichsweise beträgt 
das Verhältnis zwischen der Bevölkerung im Alter 
über 65 Jahren zu derjenigen im Alter von 35 bis 
65 Jahren 1 : 3,8. Weitere Bemühungen zur Erfas- 
sung des auf der Beitragsseite fehlenden Personen- 
kreises scheinen daher unerläßlich; eine intensive 
Mitarbeit der Organe des Deutschen Bauernver- 
bandes wäre dabei erwünscht. 

Zu 2. 

Die finanziellen Folgen der Entwicklung der Zah- 
len der Beitragspflichtigen und der Altersgeld- 
berechtigten geben Anlaß zur Sorge. Wenn ge- 
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schätzt wird, daß endgültig 300 000 Altersgeld- 
berechtigte ständig vorhanden sein werden, so er- 
gibt dies bei einem durchschnittlichen Altersgeld 
von 45 DM einen Gesamtaufwand von 13,5 Mio DM 
monatlich. Dem würden bei 1 Mio Beitragspflich- 
tigen und einem Beitragssatz von 10 DM Einnahmen 
in Höhe von 10 Mio DM gegenüberstehon. Dies 
würde in den ersten 12 Monaten der Laufzeit des 
Gesetzes einen Fehlbetrag von 42 Mio DM erge- 
ben. Rechnet man mit nur 900 000 Beitragspflich- 
tigen und einer Zahl von 320 000 Berechtigten, so 
würde der Fehlbetrag 65 Mio DM betragen. 

In dem Bemühen, den Fehlbetrag zu vermeiden, ist 
(^s vordringlich, die Zahl der erfaßten Beitrags- 
pflichtigen an die statistisch ausgewiesene Zahl 
[(vgl. zu 1. c)] anzunähern. Weiter wird sich eine Er- 
höhung des Beitragssatzes ab 1. Oktober dieses 
Jahres nicht vermeiden lassen. Da einer solchen 
Maßnahme durch die Leistungsfähigkeit der klein- 
bäuerlichen Familienbetriebe Grenzen gesetzt sind, 
muß ferner versucht werden, durch Änderung der 
gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich der Bei- 
trags- und der Leistungsseite die finanzielle Lage 
der Alterskassen zu verbessern (vgl. zu 3.). Der be- 
reits entstandene und in den nächsten Monaten 
noch zu erwartende Fehlbetrag muß dabei vorerst 
durch das Darlehn des Bundes in Höhe von 70 Mio 
DM abgedeckt werden. (Näheres hierzu vgl. zu 4.). 

Zu 3. 

Die Erwägungen über eine Änderung und Ergän- 
zung des Gesetzes werden sich vor allem darauf 
zu richten haben, wie das ungewöhnlich ungünstige 
Verhältnis zwischen der Zahl der Beitragspflichti- 
gen und der Zahl der Ältersgeldberechtigten ver- 
bessert werden kann. In diesem Zusammenhang 
wird über folgende Fragen zu entscheiden sein; 

a) Es gibt eine erhebliche Anzahl von Betrieben, 
die eine dauerhafte Existenzgrundlage bilden, deren 
Inhaber jedoch hauptberuflich eine Arbeitnehmer- 
lätigkeit ausüben. Den in diesen Betrieben vorhan- 
denen Altenteilern wird in den meisten Fällen 
Altersgeld gewährt, weil sie entweder dauernd oder 
gegen Ende ihres Ärbeitslebens 15 Jahre als haupt- 
berufliche landwirtschaftliche Unternehmer tätig 
waren, während die jetzigen Betriebsinhaber von 
der Beitragspflicht befreit sind (§ 8 Abs. 2 und 3). 
Es ist darauf hingewiesen worden, daß hier der 
landwirtschaftliche Berufsstand eine „alte Last" 
übernimmt, während die junge Generation Beiträge 
zur Rentenversicherung der Arbeitnehmer entrich- 
tet. Gleichwohl kommen aber den Inhabern dieser 
Betriebe die landwirtschaftlichen Förderungsmaß- 
nahmen des „Grünen Planes" zugute. Für eine Bei- 
tragspflicht zur landwirtschaftlichen Alterskasse 
könnte auch die Erwägung sprechen, daß Landwirte 


mit einer dauerhaften Existenzgrundlage, die außer- 
dem ein Einkommen aus ihrer Arbeitnehmertätig- 
keit beziehen, in der Regel eher in der Lage sind, 
den Beitrag zu entrichten, als Landwirte mit einem 
gleichartigen Betrieb ohne ein Zusatzeinkommen. 
Weiter wird von seiten der landwirtschaftlichen 
Alterskassen geltend gemacht, daß es verwaltungs- 
mäßig außerordentlich schwierig ist, diesen Perso- 
nenkreis laufend zu überwachen und zur Beitrags- 
pflicht heranzuziehen, sobald die Arbeitnehmer- 
tätigkeit dauernd oder vorübergehend nicht mehr 
ausgeübt wird, so daß hier in erheblichem Umfange 
Beitragsausfälle entstehen. Allerdings wird noch 
zu prüfen sein, ob sich hierdurch die künftige Be- 
lastung verstärkt. Sollte den vorstehenden Erwä- 
gungen nicht entsprochen werden können, so müßte 
geprüft werden, ob eine Übereinstimmung des bei- 
tragspflichtigen mit dem anspruchsberechtigten Per- 
sonenkreis dadurch herbeigeführt werden kann, 
daß bei gleichzeitigem Bezug einer Rente aus der 
Rentenversicherung der Arbeitnehmer Altersgeld 
nicht gewährt wird, solange dem keine eigene we- 
sentliche Beitragsleistung zugrunde liegt. 

b) Die Vorschrift des § 8 Abs. 7 war als Vergünsti- 
gung für solche Unternehmer gedacht, deren Hof- 
erbe im Kriege gefallen ist. Abgesehen davon, daß 
die Beitragsbefreiung in den Ubergangsfällen oft 
nachteilige Auswirkungen für die Altersgeldberech- 
tigung hat, führt der Wortlaut der Vorschrift zu 
mancherlei ungewollten Beitragsbefreiungen in den 
Gebieten des Jüngstenrechts. Da die kriegsbeding- 
ten Härtefälle mehr und mehr zurückgehen, sollte 
geprüft werden, ob die Vorschrift weiterhin not- 
wendig erscheint. 

c) Die in § 2 Abs. 2 enthaltene Vorschrift, wonach 
eine 6jährige Verpachtung an Verwandte und Ver- 
schwägerte als Hof Übergabe gilt, führt nach vor- 
liegenden Berichten in nicht unerheblicher Zahl zu 
Scheinpachtverhältnissen und gibt Anlaß zur Um- 
gehung des eigentlichen Zwecks des Gesetzes. 
Eine Verdeutlichung der zu fordernden Leistungs- 
voraussetzungen sollte daher angestrebt werden. 

Zu 4. 

Bereits bei Abschluß des Vertrages über die Ge- 
währung eines Darlehns in Höhe von 70 Mio DM zur 
Überwindung der Änlaufschwierigkeiten bei der 
Durchführung des Gesetzes hat sich der Herr Bun- 
desminister der Finanzen bereit erklärt, eine Rück- 
zahlung des Darlehns nicht vor dem 1. April 1959 
geltend zu machen. Die ungünstige finanzielle 
Entwicklung sowie die Tatsache, daß in den vor- 
stehenden Berechnungen noch nicht die dringend 
notwendige Ansammlung von Betriebsmitteln und 
Rücklagen einbezogen ist, lassen bereits jetzt er- 
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kennen, daß die landwirtschaftlichen Alterskassen 
in naher Zukunft nicht in der Lage sein werden, 
die Mittel für die Rückzahlung des Darlehns zusätz- 
lich zu ihren laufenden Verpflichtungen aufzubrin- 
gen. In Berücksichtigung dieses Umstandes ist die 
Bundesregierung bereit, die Darlehnsbedingungen 
(Laufzeit, Tilgungsplan, Zinssatz) entsprechend der 
Leistungskraft der Alterskassen zu gestalten. 

Zu 5. 

Es entspricht dem Gedanken der berufsständischen 
Sicherungseinrichtung, daß die alte Generation im 
Wege des Umlageverfahrens von der jüngeren 
Generation unterhalten wird. In dieser Erwägung 
ist die Verantwortung für die Festsetzung des Bei- 
trags den Organen der Selbstverwaltung der land- 
wirtschaftlichen Alterskassen übertragen worden. 
Ein Vergleich mit der Rentenversicherung der Ar- 
beitnehmer ist kaum möglich, weil diese über die 
Alterssicherung hinaus Leistungen für den Fall der 
Invalidität, unbedingte Witwenrenten, Waisen- 


renten, Kinderzuschüsse, Krankenversicherung der 
Rentner sowie Maßnahmen zur Erhaltung, Besse- 
rung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit 
gewährt — Leistungen, die in der Alterssicherung 
der Landwirte nicht finanziert zu werden brauchen. 
Wenn auch das wegen der strukturellen Verände- 
rungen in der Landwirtschaft ungünstige Verhältnis 
zwischen Beitragszahlern und Altersgeldempfän- 
gern nicht zu verkennen ist, muß doch davon aus- 
gegangen werden, daß es vornehmliche Aufgabe 
finanzieller Hilfen des Bundes bleiben muß, die 
Gesundung der Agrarstruktur zu fördern und die 
Ertragslage der Betriebe zu bessern. Die Bundes- 
regierung ist bemüht, den Maßnahmen zur Ent- 
wicklungsförderung sowie zur Stärkung des Willens 
und der Möglichkeit zur berufsständischen Selbst- 
hilfe den Vorrang einzuräumen vor Maßnahmen 
mit versorgungsstaatlichen Tendenzen. Für einen 
Ausgleich der Belastungen durch die ausgelaufenen 
Höfe und sonstigen alten Lasten sieht die Bundes- 
regierung daher zur Zeit keine Möglichkeiten. 


In Vertretung 

Dr. Claussen 
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